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Nicht erst im Zuge der Corona-Krise sind einer breiten Öf-
fentlichkeit die Nachholbedarfe, aber auch die Potenziale 
bezüglich der Digitalisierung der öffentlichen Verw altung 
bew usst gew orden. In erster Linie sind hier die Kommunen 
gefordert, ihre Angebote zu digitalisieren und die erforderli-
che Infrastruktur bereitzustellen, da sie täglich direkt die 
Schnittstelle zu den Bürgern bedienen. Trotz einiger viel 
versprechender Pilotvorhaben hat die Digitalisierung in der 
Fläche noch nicht den gew ünschten Umfang erreicht, den 
andere Staaten bereits seit Jahren vorw eisen können. Die 
Bemühungen zum Ausbau des E-Governments und der  
IT-Infrastruktur dürften darum w eiter intensiviert w erden. 
Jedoch sollte bei allen Aktivitäten zur Förderung und Stär-
kung der Digitalisierung nicht aus den Augen verloren w er-
den, dass die Kommunen jew eils ganz unterschiedliche 
Ziele, Bedürfnisse, Handlungsspielräume und Hemmnisse 
mit Blick auf die Digitalisierung haben. Diesen Unterschie-
den gilt es Rechnung zu tragen, w enn die Kommunen für 
die digitale Zukunft f it w erden w ollen. 

Die Corona-Krise hat die Bedeutung digitaler Infrastrukturen 
massiv in den Fokus der Öffentlichkeit gerückt, sow ohl im 
Hinblick auf das Nutzungspotenzial als auch auf die Ausbau-
bedarfe der notw endigen Infrastrukturen und Anw endungen.1 
Die gegenw ärtige Krise dürfte deshalb den allgemeinen 
Trend zur Digitalisierung w eiter beschleunigen.2 So reagiert 
beispielsw eise ein Großteil der mittelständischen Unterneh-
men mit Innovationen und Digitalisierung auf die Krise.3 Auch 
für Kommunen bietet die Digitalisierung Möglichkeiten, in und 
nach der Krise leistungsfähig zu bleiben und die Daseinsvor-
sorge für die Bürger w eiter zu verbessern. Folgerichtig erw ar-
ten in der Ergänzungsumfrage zum KfW-Kommunalpanel 
2020 sogar 91 % der Kämmereien einen Schub bei der Digi-
talisierung durch die Corona-Krise.4  

Dabei w ar Digitalisierung bereits vor der Krise eine zentrale 
Herausforderung für die Kommunen. Der Trend zur Digitali-
sierung betrif f t fast alle Bereiche des öffentlichen und priva-
ten Lebens.5 Kommunen müssen dafür zentrale Teile der 
notw endigen Infrastruktur bereitstellen, ihre Leistungsange-
bote an die sich verändernden Wünsche und Bedarfe der 
Bevölkerung und Unternehmen anpassen und gemeinsam 
mit den anderen staatlichen Ebenen die Rahmenbedingun-
gen für eine erfolgreiche digitale Transformation gestalten.6  

Dieser Beitrag zur digitalen Transformation w ird substanzielle 
Kosten mit sich bringen. Deshalb w urden die Kämmereien im 
Rahmen des KfW-Kommunalpanels 2020 auch zu bereits 

existierenden Digitalisierungsstrategien sow ie zu den erw ar-
teten Ausw irkungen befragt, die die Digitalisierung auf die 
kommunalen Haushalte und Investitionen entfalten w ird.7 Die 
Ergebnisse dieses Sonderthemas sollen an dieser Stelle 
ausführlicher dargestellt w erden.  

Digitalisierung hatte bereits vor Corona hohe Relevanz 
für Kommunen 
Die Hauptbefragung zum KfW-Kommunalpanel 2020 fand im 
Herbst 2019 statt (siehe Box am Ende). Obw ohl zu diesem 
Zeitpunkt die Corona-Krise noch nicht absehbar w ar, hat 
schon eine Mehrheit der befragten Kämmereien der Digitali-
sierung eine hohe Relevanz für die Kommunen und die 
kommunalen Haushalte eingeräumt (Grafik 1). 

Grafik 1: Relevanz der Digitalisierung für Kommunen  
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Lesehilf e: Dargestellt ist der Anteil der Kommunen, die der jeweiligen Rele-
v anzkategorie für die Digitalisierung gegenwärtig und in Zukunft zustimmen. 
Die Kategorien sind: hohe Relevanz (+), teils / teils (0), geringe Relevanz (-).  

Quelle: Kf W-Kommunalpanel 2020, durchgeführt vom Difu von September bis 
Oktober 2019, eigene Darstellung. 

Über die Hälfte der Kämmereien (55 %) sehen sow ohl ge-
genw ärtig als auch zukünftig einen spürbaren Einfluss der 
Digitalisierung auf die kommunalen Haushalte (Feld „+/+“ in 
Grafik 1). Tendenziell fällt die Zustimmung für die Zukunft 
sogar noch höher aus: Über 75 % sehen in der Zukunft einen 
spürbaren Einfluss der Digitalisierung, nur 8 % erw arten dies 
nicht.   

Die Zustimmung zur erw arteten Relevanz steigt mit der Ein-
w ohnergrößenklasse der Kommunen an. So erw arten nur 
rund 69 % der kleinsten in der Befragung vertretenen Kom-
munen mit 2.000 bis unter 5.000 Einw ohnern einen spürba-
ren Einfluss der Digitalisierung, bei den Kommunen mit min-
destens 50.000 Einw ohnern sind es hingegen 87 %, bei den 
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Kreisen sogar 88 %. Dieses Muster ist nachvollziehbar, da 
mit der Größe einer Gemeinde oder Stadt (bzw . bei Kreisen 
als übergeordnete Ebene für die kreisangehörigen Gemein-
den) in der Regel sow ohl das Leistungsspektrum als auch 
der damit verbundene Koordinationsaufw and zunimmt. Hier 
kommen die erhofften Vorteile der Digitalisierung aus ver-
besserten Prozessen und einer eff izienteren Abstimmung 
besonders zum Tragen. Dafür spricht auch, dass größere 
Kommunen eher von der Notw endigkeit einer Digitalisie-
rungsgesamtstrategie überzeugt sind als kleinere: Während 
rd. 68 % der Kommunen mit 2.000 bis unter 5.000 Einw oh-
nern dies als notw endig erachten, sind es bei den Kommu-
nen mit mind. 50.000 Einw ohnern fast 95 %.8  

Mit Blick auf die w irtschaftliche Stärke zeigen sich hingegen 
keine Unterschiede. Sow ohl anhand der Finanzkraftunter-
schiede als auch des Investitionsrückstands ist die Wahr-
nehmung der Relevanz der Digitalisierung zw ischen den 
Kommunen unterschiedlicher w irtschaftlicher Stärke auf ei-
nem vergleichbaren Niveau.9 Allerdings ist auch dieses Er-
gebnis plausibel, schließlich erscheint die Relevanz bzw . das 
Potenzial von Digitalisierung in erster Linie von den kommu-
nalen Aufgaben abhängig und nicht von der Kassenlage.  

Jedoch ist dieses Ergebnis schon ein erster Hinw eis auf eine 
w esentliche Herausforderung der Kommunen bei der Umset-
zung der Digitalisierung. Wenn auch die Bedarfe und poten-
ziellen Vorteile nicht primär von der Kassenlage abhängen 
dürften, so doch sicherlich die Umsetzungsmöglichkeiten, 
beispielsw eise w as die Finanzierung notw endiger Investitio-
nen betrif f t.  

Grafik 2: Erwartungshaltung an Digitalisierung steigt mit 
der Größe 

 
Lesehilf e: Dargestellt ist der Anteil der jeweiligen Freitextantworten der teil-
nehmenden Kommunen, klassifiziert nach Größenklassen und unterteilt in vier 
Oberbegrif fe bzw. -kategorien für erwartete Vorteile durch Digitalisierung.  

Quelle: Kf W-Kommunalpanel 2020, durchgeführt vom Difu von September bis 
Oktober 2019, eigene Darstellung. 

Kommunen erhoffen sich bessere Prozesse und Ange-
bote, sehen aber auch Aufwand und Risiken 
Die Erw artungen, die die Kämmereien an die Digitalisierung 
haben, zeigen sich recht eindeutig: Rund 40 % geben an, 
dass sie sich verbesserte Prozesse und eff izientere Abläufe 

erhoffen, 20 % der Antw orten drückten die Erw artung aus, 
dass sich der Service bzw . das Leistungsangebot für die 
Bürger (und Unternehmen) verbessert. Weitere 9 % erw arten 
eine Kostenersparnis durch Digitalisierungsmaßnahmen.10  

Auch bei den Erw artungen zeigt sich das größenabhängige 
Muster (Grafik 2). Zw ar ist in allen Größenklassen die meist-
genannte Kategorie verbesserte Verw altungsprozesse, ge-
folgt von Ressourceneff izienz und Bürgernähe. Die Nennung 
dieser Erw artungen nimmt aber mit der Größe der Kommu-
nen zu. Auch das könnte erklären, w arum größere Kommu-
nen eine höhere Relevanz der Digitalisierung w ahrnehmen: 
Sie erhoffen sich öfter konkrete Vorteile.   

Mit der Größe der Kommunen steigen allerdings nicht nur die 
Erw artungen an mögliche Vorteile der Digitalisierung, son-
dern auch die Sorgen und Befürchtungen (Grafik 3). Hier fällt 
zunächst auf, dass die Sorge ungeeigneter Rahmenbedin-
gungen innerhalb der Städte und Gemeinden kaum zw ischen 
den Größenklassen variiert, allerdings bei den Kreisen deut-
lich höher ausfällt. Denkbar w äre, dass vor allem die Kreise 
im ländlichen Raum stärker mit unbefriedigenden techni-
schen Voraussetzungen w ie einer lückenhaften Breitbander-
schließung zu kämpfen haben als Städte.11 Zudem stellt die 
Aufgabenteilung mit den kreisangehörigen Gemeinden einen 
zusätzlichen Koordinierungsaufw and dar.  

Grafik 3: Auch die Befürchtungen nehmen mit der Größe 
der Kommunen zu 

 
Lesehilf e: Dargestellt ist der Anteil der jeweiligen Freitextantworten der teil-
nehmenden Kommunen, klassifiziert nach Größenklassen und unterteilt in vier 
Oberbegrif fe bzw. -kategorien für befürchtete Risiken der Digitalisierung. 

Quelle: Kf W-Kommunalpanel 2020, durchgeführt vom Difu von September bis 
Oktober 2019, eigene Darstellung. 

Bei den anderen drei Befürchtungen – technologische Ab-
hängigkeit und Risiken, hoher organisatorischer Anpas-
sungsaufw and und fehlende Akzeptanz in Bevölkerung und 
Verw altung – steigt die Anzahl der Nennungen mit der Grö-
ßenklasse. Das erscheint nachvollziehbar, da mit der Ein-
w ohnergröße auch Umfang und Komplexität der Digitalisie-
rungsmaßnahmen zunehmen dürften. Somit steigen auch 
der organisatorische Aufw and und die Risiken der Umstel-
lung. Bemerkensw ert ist allerdings, dass in großen Kommu-
nen die fehlende Akzeptanz in der Verw altung und Bevölke-
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rung als schw erwiegendstes Problem w ahrgenommen w ird. 
Die großen Kommunen w eisen einerseits das breiteste Leis-
tungsspektrum auf und erachten andererseits auch fast voll-
ständig eine Gesamtstrategie für die Digitalisierung für not-
w endig. Das lässt auf umfangreiche Umgestaltungen der 
Verw altungsprozesse und Daseinsvorsorge in großen Kom-
munen schließen, die mit entsprechenden Vorbehalten und 
Umsetzungsschw ierigkeiten einhergehen dürften.  

Neben dem Muster bei den Größenklassen zeigt sich, dass 
sow ohl die Erw artungen als auch die Befürchtungen bei f i-
nanzschw achen Kommunen (z. B. Kommunen in Haushalts-
sicherung) etw as höher ausgeprägt sind. Dies lässt sich 
vermutlich darüber erklären, dass f inanzschw ache Kommu-
nen w eniger Ressourcen für ihre Aufgaben der Daseinsvor-
sorge zur Verfügung haben. Sie w ürden einerseits durch  
Eff izienzgew inne im Zuge digitaler Lösungen besonders pro-
f itieren, daher die höheren Erw artungen. Andererseits fehlen 
ihnen öfter die Mittel für notw endige Investitionen.12 

Es fehlt an Infrastruktur ebenso wie an Fachleuten 
Für eine erfolgreiche Digitalisierung der öffentlichen Verw al-
tung und der öffentlichen Daseinsvorsorge bedarf es sow ohl 
Investitionen in die Infrastruktur und kommunalen Angebote 
als auch kompetenter Mitarbeiter, die diese Angebote 
(mit)entw ickeln und betreuen. Bei beiden sehen viele Kom-
munen aber noch erheblichen Handlungsbedarf (Grafik 4).  

Grafik 4: Mehr als einem Viertel der Kommunen fehlt es 
an Infrastruktur und Fachleuten 
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Lesehilf e: Dargestellt ist der Anteil der Kommunen, die der jeweiligen Aussage  
zustimmen (+), bzw. dieser unentschlossen (teils/teils bzw. 0) oder ablehnend 
(-) gegenüberstehen. 

Quelle: Kf W-Kommunalpanel 2020, durchgeführt vom Difu von September bis 
Oktober 2019, eigene Darstellung. 

So empfindet rund ein Drittel der Kommunen die vorliegende 
Infrastruktur als nicht ausreichend. Häufig w ird in diesem Zu-
sammenhang nach w ie vor der schleppende Breitbandaus-
bau genannt. Noch größer ist der w ahrgenommene Hand-
lungsbedarf aber bei der Expertise in den Kommunen. Rund 
60 % sehen hier w eiteren Handlungsbedarf zum Aufbau des 
erforderlichen Know how s. Bei über einem Viertel der Kom-
munen w erden sogar beide Bereiche als problematisch an-
gesehen. 

Auf eine gew isse Art beruhigend ist deshalb, dass sich bei 
dieser Einschätzung keine auffälligen Unterschiede mit Blick 
auf die Finanzkraft zeigen. Bei Kommunen in Haushaltssi-
cherung ist zw ar beispielsw eise die Kombination „+/+“ etw as 
häufiger. Auch hier sind die Unterschiede aber nicht hoch 
(z. B. 28 % für das Drittel der Kommunen mit der geringsten 
Finanzkraft vs. 27 % im Durchschnitt). Zw ar dürften es  
f inanzschw ache Kommunen sow ohl mit Blick auf die Investi-
tionen als auch auf die Personalgew innung schw erer als an-
dere Kommunen haben. Bislang hat sich das allerdings noch 
nicht in signif ikanten Unterschieden in der eigenen Wahr-
nehmung w idergespiegelt. Ein Grund dafür könnte die häufi-
ge Verortung von f inanzschw achen Kommunen in struktur-
schw achen Regionen sein. Hier ist die Wettbew erbssituation 
der Kommunalverw altung mit Unternehmen nicht so stark 
ausgeprägt w ie in w irtschaftlich prosperierenden Gegenden, 
sodass die Kommunen immerhin einen Pluspunkt für sich als 
Arbeitgeber verbuchen können.13 

In Bereichen mit hohem Investitionsrückstand gibt es 
auch viel Handlungsbedarf für Digitalisierung 
Fraglich ist, w ie sich die Handlungsbedarfe in den einzelnen 
kommunalen Investitions- bzw . Aufgabenbereichen darstel-
len. Dazu w urde für alle im Kommunalpanel erfassten Berei-
che abgefragt, ob Kommunen in den folgenden sechs Kate-
gorien Handlungsbedarfe mit Blick auf die Digitalisierung se-
hen: Hard- / Softw are, Prozesse, Sicherheit, Finanzen, Per-
sonal und Expertise.  

Grafik 5: Über 40 % der Kommunen sehen bei Schulen 
und Verwaltungsgebäuden drei oder mehr Problemfelder 

 
Lesehilf e: Dargestellt ist die Verteilung der Kommunen nach der Anzahl der 
Kategorien, in denen sie im jeweiligen Investitionsbereich einen Handlungsbe-
darf  sehen. Die sechs abgefragten Kategorien sind: Hard- / Software, Prozes-
se, Sicherheit, Finanzen, Personal und Expertise.   

Quelle: Kf W-Kommunalpanel 2020, durchgeführt vom Difu von September bis 
Oktober 2019, eigene Darstellung. 

Hier ist vor allem ein Blick auf die Bereiche mit den höchsten 
Investitionsrückständen interessant. Denn hierbei handelt es 
sich um Aufgabenbereiche, die von fast allen Kommunen in 
der Kernverw altung w ahrgenommen w erden.14 Dabei zeigt 
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sich, dass die am häufigsten genannten Handlungserforder-
nisse die Hard- und Softw areausstattung und die Anpassung 
der Prozesse sind.15 Insbesondere bei den öffentlichen Ver-
w altungsgebäuden und den Schulen, also zw ei Investitions-
bereichen bei denen durch die Corona-Krise Nutzungspoten-
zial und Handlungsbedarfe offenkundig w urden, sehen 
rd. 40 % der Kommunen bei den Verw altungsgebäuden bzw . 
rd. 43 % bei den Schulen in drei oder mehr Kategorien 
gleichzeitig einen Handlungsbedarf (Grafik 5).16 Erneut fällt 
auch hier auf, dass f inanzschw ache Kommunen (z. B. solche 
in Haushaltssicherung) öfter Probleme in fünf oder sogar al-
len sechs Kategorien melden. Allerdings sind auch hier die 
Unterschiede moderat: Im Bereich Schulen ist es z. B. fast 
ein Fünftel der f inanzschw achen und nur etw a 13 % der übri-
gen Kommunen mit fünf oder sechs Kategorien, in denen 
Handlungserfordernisse gesehen w erden.  

Fazit 
Das differenzierte Antw ortverhalten der befragten Kämme-
reien im KfW-Kommunalpanel 2020 zeigt, dass unter dem 
Schlagw ort Digitalisierung ganz unterschiedliche Chancen 
und Risiken, Stärken und Schw ächen gesehen w erden. So 
heißt Digitalisierung in großen Städten etw as anderes als in 
kleinen Gemeinden. Und unabhängig von der Finanzkraft 
stehen zw ar alle Kommunen vor beachtlichen Herausforde-
rungen, f inanzschw ache Kommunen haben jedoch deutlich 
geringere  Spielräume, diese so anzugehen, w ie es in  
f inanzstarken Kommunen möglich ist.  

Nicht ohne Grund ist die Politik gefordert, die Rahmenbedin-
gungen für eine forcierte Digitalisierung w eiter zu verbessern. 
Die unterschiedlichen Ziele und Hemmnisse der Kommunen 
erfordern eine entsprechend zielgerichtete Herangehensw ei-
se, beispielsw eise bei der Ausgestaltung von Förderangebo-
ten. Diese Ansätze bew egen sich in einem Zw iespalt zw i-
schen Einheitlichkeit und Differenzierung. Während die 
durchgehende Umsetzung beispielsw eise von  
E-Government-Angeboten eher eine Top-Bottom-Vorgabe 
von Standards und eine Verhinderung teurer „Insellösungen“ 
bedingt, sind es eben die kommunalen Unterschiede, die 
möglichst viel eigenen Entscheidungsspielraum nahelegen.17  

Letztlich unterscheidet sich aber diesbezüglich die Digitalisie-
rung nicht von anderen öffentlichen Aufgaben, bei denen die 
Vorteile der kommunalen Selbstverw altung vor allem dann 
zum Tragen kommen, w enn ein allgemeingültiger Rahmen 
individuell ausgefüllt w erden kann.  

Zum KfW-Kommunalpanel 
Das KfW-Kommunalpanel beruht auf einer jährlichen Be-
fragung der Kämmereien in Städten und Gemeinden mit 
mehr als 2.000 Einw ohnern sow ie allen Landkreisen. Die 
Umfrage w ird vom Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) 
durchgeführt und von den kommunalen Spitzenverbänden 
unterstützt. Im Rahmen des Panelbeirates w irken auch 
Kommunalvertreter sow ie Kommunalw issenschaftler mit.  

Das vollständige KfW-Kommunalpanel finden Sie im 
Internet unter www.kfw.de/kommunalpanel 
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15 Dies gilt für alle Investitionsbereiche, aber insbesondere für die Bereiche mit den höchsten Investitionsrückständen. Vgl. Krone, E. und H. Scheller (2020): a. a. O. 
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16 Dass der Bereich Straßen hier etwas unproblematischer abschneidet, dürfte vor allem mit den Digitalisierungspotenzialen in diesem Bereich zusammenhängen. Im Verkehrsbereich sind 
viele bauliche Maßnahmen (z .B. Straßen und Radwege) klassische physische Infrastruktur, die mit Ausnahme der Verkehrsleitsysteme wenige Möglichkeiten für digitale Anwendungen bie-
ten. 

17 Gerade für kleinere Kommunen können beispielsweise thematisch eng begrenzte Pilotprojekte, einen deutlichen Mehrwert bei überschaubaren Kosten bieten und damit Berührungsängste 
mit dem Thema Digitalisierung verringern. Vgl. bspw. ÖFIT (2020): Ländlich, digital, attraktiv – Digitale Lösungsansätze für den ländlichen Raum. Große Organisationen werden hingegen 
häufiger komplexe Lösungen benötigen, wobei auch hier die individuellen Besonderheiten eine Einheitslösung erschweren. Die Vielzahl an technischen und prozessualen Lösungen auf 
kommunaler Ebene behindert allerdings die Harmonisierung digitaler Verwaltungsleistungen. Für die OZG-Umsetzung werden deshalb vor allem standardisierte Schnittstellen gefordert, um 
trotz individueller Handlungsspielräume bundesweit einheitliche E-Government-Strukturen schaffen zu können, vgl. DLT/Vitako (2020): Positionspapier zur Konzeption und Umsetzung einer 
föderalen Digitalisierungsarchitektur.       
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